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1. Instanz
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2. Instanz

Aktenzeichen L 2 R 241/18
Datum 18.05.2021

3. Instanz

Datum 29.09.2021

I.Â Â  Â Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts Darmstadt
vom 27. April 2018 wird zurÃ¼ckgewiesen.

II.Â Â  Â Die Beteiligten haben einander auch im Berufungsverfahren keine Kosten
zu erstatten.

III.Â Â  Â Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand

Die Beteiligten streiten Ã¼ber die GewÃ¤hrung einer Rente wegen
Erwerbsminderung.

Der 1964 geborene KlÃ¤ger hat keine abgeschlossene Ausbildung. Er arbeitete in
diversen Berufen (als Maschinenbediener, Betriebsarbeiter in der
Kunststoffherstellung und zuletzt als Hausmeister 4 h/Tag), wobei er seit 1998
Ã¼berwiegend arbeitslos mit Leistungsbezug war. Er bezieht sei 2005
Arbeitslosengeld II. FÃ¼r den KlÃ¤ger ist ein Grad der Behinderung von 80
festgestellt.Â 

                             1 / 14



 

Bereits in den Jahren 2001 und 2011 beantragte der KlÃ¤ger die GewÃ¤hrung einer
Rente wegen Erwerbsminderung, welche von der Beklagten bzw. deren
RechtsvorgÃ¤ngerin jeweils abgelehnt wurde. Eine im Jahr 2011 erhobene Klage
nahm der KlÃ¤ger auf Anraten des Gerichts zurÃ¼ck.

Am 9. Juli 2015 beantragte der KlÃ¤ger erneut die GewÃ¤hrung einer
Erwerbsminderungsrente. Er halte sich wegen HirnleistungsschwÃ¤che,
degenerativen WirbelsÃ¤ulenverÃ¤nderungen bei deutlicher Fehlhaltung der Brust-
und LendenwirbelsÃ¤ule, angeborener HÃ¼ftgelenksdysplasie beidseits, Zustand
nach Unterschenkelfraktur rechts, HWS-Problemen, HerzrhythmusstÃ¶rungen,
Schwindel und Kollapsneigung fÃ¼r erwerbsgemindert. Die Beklagte holte
Befundberichte des Allgemeinarztes Dr. C. und des Neurologen und Psychiaters Dr.
D. ein. Zudem holte die Beklagte ein Gutachten des Sozialmediziners Dr. E. vom 30.
November 2015 ein. Dr. E. kam bei den DiagnosenÂ 
AngststÃ¶rung mit EinschrÃ¤nkung der psychischen Belastbarkeit,
SomatisierungsstÃ¶rung mit Ausbildung und VerstÃ¤rkung vielfacher Beschwerden,
chronisch-rÃ¼ckfÃ¤llige SchmerzzustÃ¤nde des Nackens und des
SchultergÃ¼rtels,Â 
Belastungsminderung und rÃ¼ckfÃ¤llige SchmerzzustÃ¤nde der
RumpfwirbelsÃ¤ule,Â 
leichtgradige frÃ¼hkindlich erworbene geistige Minderbegabung,
Minderbelastbarkeit und BewegungseinschrÃ¤nkung der HÃ¼ftgelenke bei
angeborener Gelenkfehlstellung (HÃ¼ftgelenksdysplasie),Â 
Ã�bergewicht, BMI 35 und
arterieller Bluthochdruck, medikamentÃ¶s behandelt
zu dem Ergebnis, dass sich EinschrÃ¤nkungen der psychischen Belastbarkeit
ergÃ¤ben, jedoch kein vollstÃ¤ndig aufgehobenes LeistungsvermÃ¶gen. Aufgrund
der beklagten Schwindelerscheinungen und Beschwerden am Bewegungsapparat,
die im Rahmen der Untersuchung nicht objektiviert hÃ¤tten werden kÃ¶nnen,
sollten nur noch ebenerdigen TÃ¤tigkeiten ohne Absturzgefahr abverlangt werden.
Bei dem KlÃ¤ger liege eine leichtgradige geistige Minderbegabung vor, welche wohl
durch eine frÃ¼hkindliche HirngewebeschÃ¤digung verursacht sei. Daraus
resultiere eine EinschrÃ¤nkung beim Rechnen und eine leichtgradige
EinschrÃ¤nkung des Anpassungs- und UmstellungsvermÃ¶gens; bei entsprechender
Anleitung an einem neuen leidensgerechten Arbeitsplatz kÃ¶nne sich der KlÃ¤ger
binnen vier bis sechs Wochen eingewÃ¶hnen. Der KlÃ¤ger kÃ¶nne ausreichend gut
lesen und fÃ¼r den Alltag ausreichend schreiben. Es bestehe eine ausreichende
geistige und psychische Belastbarkeit fÃ¼r zumindest kÃ¶rperlich leichte Arbeit mit
FunktionseinschrÃ¤nkungen. Besondere Anforderungen an die geistige
Belastbarkeit (Lesen, Schreiben, Rechnen) seien nicht abzuverlangen. Auch
hinsichtlich der orthopÃ¤dischen Leiden seien kÃ¶rperlich leichte Arbeiten mit
FunktionseinschrÃ¤nkungen mÃ¶glich. Im Vergleich zu den Vorbegutachtungen in
den Jahren 2001 und 2011 seien die psychischen Beschwerden des KlÃ¤gers in den
Vordergrund getreten. Eine adÃ¤quate psychiatrische oder psychotherapeutische
Behandlung erfolge jedoch nicht.Â 

Mit Bescheid vom 4. Januar 2016 lehnte die Beklagte den Rentenantrag ab, weil der
KlÃ¤ger die medizinischen Voraussetzungen fÃ¼r die Bewilligung einer
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Erwerbsminderungsrente nicht erfÃ¼lle. Die medizinisch festgestellten
EinschrÃ¤nkungen lieÃ�en eine mindestens sechsstÃ¼ndige arbeitstÃ¤gliche
TÃ¤tigkeit auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt zu.Â 

Mit Schreiben vom 27. Januar 2016 legte der KlÃ¤ger Widerspruch ein. Zur
BegrÃ¼ndung trug er vor, dass vor dem Hintergrund der geistigen und seelischen
Behinderung mittlerweile die Anpassungs- und UmstellungsfÃ¤higkeit nicht mehr
vorhanden sei, um sich innerhalb von drei Monaten in eine neue BeschÃ¤ftigung
einzuarbeiten. Dies zeige der bisherige berufliche Lebensweg mit der AusÃ¼bung
sehr einfacher TÃ¤tigkeiten und die langjÃ¤hrige Arbeitslosigkeit. Mit
Widerspruchsbescheid vom 26. Juli 2016 wies die Beklagte den Widerspruch
zurÃ¼ck.

Am 9. August 2016 hat der KlÃ¤ger Klage vor dem Sozialgericht Darmstadt
erhoben. Zur BegrÃ¼ndung hat er vorgetragen, dass es zu einer Verschlechterung
seines Gesundheitszustandes gekommen sei. Seit dem Jahr 2015 leide er neben
weiterbestehenden und leistungseinschrÃ¤nkenden orthopÃ¤dischen Erkrankungen
verstÃ¤rkt unter einer Schwindelsymptomatik. Die psychischen Beschwerden seien
in den Vordergrund getreten und hÃ¤tten sich verstÃ¤rkt. Das Gericht hat
Befundberichte des Allgemeinarztes Dr. C., des Neurologen und Psychiaters Dr. D.
und des Facharztes fÃ¼r OrthopÃ¤die Dr. F. eingeholt. Des Weiteren hat das
Gericht Beweis erhoben durch die Einholung eines SachverstÃ¤ndigengutachtens
gemÃ¤Ã� Â§ 106 Sozialgerichtsgesetz (SGG) bei dem Facharzt fÃ¼r Innere Medizin,
Neurologie, Psychiatrie und Psychotherapie Dr. G. Der SachverstÃ¤ndige hat sein
Gutachten vom 19. Februar 2018 auf die medizinischen Befunde, die in der
Verwaltungsakte der Beklagten vorliegen, sowie auf die im Gerichtsverfahren
eingeholten Befundberichte der behandelnden Ã�rzte des KlÃ¤gers gestÃ¼tzt, weil
das Gutachten nach Aktenlage erstellt worden ist, da sich der KlÃ¤ger zur
Wahrnehmung des Untersuchungstermins nicht im Stande gesehen hat. Der
SachverstÃ¤ndige ist bei den Diagnosen
leichtgradige frÃ¼hkindliche Intelligenzminderung mit auch seelischen Symptomen,
Bluthochdruckleiden, medikamentÃ¶s behandelt undÂ 
Adipositas
zu der EinschÃ¤tzung gekommen, dass der KlÃ¤ger noch sechs Stunden und mehr
auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt unter qualitativen EinschrÃ¤nkungen tÃ¤tig sein
kÃ¶nne. Bei der TÃ¤tigkeit sollte die MÃ¶glichkeit zum Wechsel der KÃ¶rperhaltung
bestehen. Es sollten keine TÃ¤tigkeiten unter verschÃ¤rftem Zeitdruck oder
Akkordbedingungen und nicht in Nachtschicht als psychogener Stressor ausgeÃ¼bt
werden. Dabei sollte es sich um geistig einfache TÃ¤tigkeiten handeln. Die
therapeutischen Optionen des psychotherapeutischen Fachgebietes seien nicht
ausgeschÃ¶pft. Der KlÃ¤ger sei in der Vergangenheit auch Ã¼ber einen lÃ¤ngeren
Zeitraum regelmÃ¤Ã�ig beruflich tÃ¤tig gewesen. Nach Aktenlage bestehe die
erforderliche Umstellungs- und AnpassungsfÃ¤higkeit, um sich innerhalb von drei
Monaten in eine neue BerufstÃ¤tigkeit einarbeiten zu kÃ¶nnen. Der KlÃ¤ger kÃ¶nne
sein Handeln einschÃ¤tzen und entsprechend reagieren bzw. modifizieren. Die
Urteilskraft und die Kritik- und EinsichtsfÃ¤higkeit zur eigenen Person und zum
sozialen Umfeld sei nicht eingeschrÃ¤nkt. Die Denkfunktionen seien
eingeschrÃ¤nkt, was bei der Art der beruflichen TÃ¤tigkeit zu berÃ¼cksichtigen sei.
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Nach Aktenlage lÃ¤gen keine ausgeprÃ¤gten StÃ¶rungen der sozialen
Kompetenzen und der Alltagskompetenzen vor. In Betracht kÃ¤men Berufsbilder in
den Bereichen des Verpackens leichter Industrie- und Handelserzeugnisse oder
entsprechende PrÃ¼ftÃ¤tigkeiten. Es kÃ¶nnten Montier-, Sortier-,
Reinigungsarbeiten oder andere leichte Hilfsarbeiten wie das Zureichen, Abnehmen,
Zusammensetzen oder Kleben von Teilen, dem Aufnehmen von Produkten von
einem Band oder einer Maschine oder die Bedienung von Hebeln oder
Steuerungspulten erbracht werden. Auch sei der KlÃ¤ger gesundheitlich im Stande,
von seiner Wohnung aus Ã¶ffentliche Verkehrsmittel aufzusuchen und zu benutzen.
Gegebenenfalls mÃ¼sste bei Aufnahme der beruflichen TÃ¤tigkeit ein Training
erfolgen. Auch hinsichtlich der Umstellung und AnpassungsfÃ¤higkeit sei
gegebenenfalls noch eine externe UnterstÃ¼tzung notwendig.

Das Sozialgericht hat durch Urteil vom 27. April 2018 die Klage abgewiesen. Zur
BegrÃ¼ndung hat das Sozialgericht ausgefÃ¼hrt, dass der angegriffene Bescheid
vom 4. Januar 2016 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 26. Juli 2016
rechtmÃ¤Ã�ig sei. Der KlÃ¤ger habe keinen Anspruch auf die Bewilligung einer
Erwerbsminderungsrente. Er erfÃ¼lle zwar die versicherungsrechtlichen
Voraussetzungen fÃ¼r die GewÃ¤hrung einer Erwerbsminderungsrente. Nach dem
Ergebnis der Beweisaufnahme stehe zur Ã�berzeugung des Gerichts jedoch fest,
dass der KlÃ¤ger nicht im rentenrechtlichen Sinn voll oder teilweise
erwerbsgemindert sei. Der SachverstÃ¤ndige Dr. G. beschreibe in seinem
Gutachten ausfÃ¼hrlich und verstÃ¤ndlich die bei dem KlÃ¤ger festgestellten
Erkrankungen und ihre Auswirkungen auf seine ErwerbsfÃ¤higkeit. Er erlÃ¤utere gut
nachvollziehbar, weshalb die qualitativen EinschrÃ¤nkungen im Leistungsbild zu
keiner quantitativen EinschrÃ¤nkung fÃ¼hrten. Insgesamt deckten sich die
Beschreibungen der Erkrankungen des KlÃ¤gers mit den Befundberichten der
behandelnden Ã�rzte und das sozialmedizinische Fazit des SachverstÃ¤ndigen
decke sich auch mit dem Ergebnis der Ermittlungen der Beklagten. Soweit im
Befundbericht des Dr. C. eine andere medizinische Schlussfolgerung gezogen
werde, sei darauf hinzuweisen, dass Dr. C. Facharzt fÃ¼r Allgemeinmedizin sei und
fÃ¼r ihn fachfremde GesundheitsstÃ¶rungen in seine EinschÃ¤tzung
miteingeflossen seien. Die eingeholten Befundberichte zeigten, dass eine
Behandlung der gesundheitlichen Probleme des KlÃ¤gers insbesondere auf
orthopÃ¤dischen und psychotherapeutischen Fachgebiet bis jetzt nicht konstant
und nicht ausreichend durchgefÃ¼hrt worden sei. Die fehlende Behandlungsdichte
spreche gegen den Nachweis einer rentenrelevanten EinschrÃ¤nkung des
KlÃ¤gers.Â 

Der KlÃ¤ger hat gegen das seinen ProzessbevollmÃ¤chtigen am 13. Juni 2018
zugestellte Urteil am 12. Juli 2018 Berufung bei dem Hessischen Landessozialgericht
eingelegt.

Der KlÃ¤ger behauptet weiterhin, dass die bei ihm vorliegenden Erkrankungen eine
zumindest dreistÃ¼ndige TÃ¤tigkeit arbeitstÃ¤glich unmÃ¶glich machten. Seine
kÃ¶rperlichen Schmerzen und BeeintrÃ¤chtigungen hÃ¤tten sich erheblich
verschlechtert und aus Sicht des behandelnden Psychiaters sei eine RÃ¼ckkehr auf
den allgemeinen Arbeitsmarkt aus nervenÃ¤rztlicher Sicht nicht mehr vorstellbar.
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Der KlÃ¤ger beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Darmstadt vom 27. April 2018 sowie den Bescheid vom
4. Januar 2016 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 26. Juli 2016
aufzuheben und die Beklagte zu verurteilen, dem KlÃ¤ger eine Rente wegen
Erwerbsminderung in gesetzlichem Umfang ab dem 1. Juli 2015 zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Die Beklagte verweist auf die erstinstanzliche Entscheidung und die bisherigen
Ermittlungen.

Der KlÃ¤ger hat Bescheinigungen des Arztes fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie Dr. D.
vom 30. April 2017, 27. Juli 2018 und 27. Oktober 2019 vorgelegt.

Der Senat hat Befundberichte bei dem Facharzt fÃ¼r OrthopÃ¤die Dr. F. vom 11.
September und 2. Oktober 2018 und des Allgemeinarztes Dr. C. vom 15. September
2018 eingeholt.

Zudem hat der Senat von Amts wegen ein neurologisch-psychiatrisches Gutachten
bei dem Facharzt fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie Dr. H. eingeholt. Dieser ist
aufgrund ambulanter Untersuchung am 27. Februar 2019 in seinem Gutachten vom
4. MÃ¤rz 2019 bei den Diagnosen
AnpassungsstÃ¶rung mit leichter depressiv-Ã¤ngstlicher Reaktion,
leichte Intelligenzminderung ohne wesentliche VerhaltensstÃ¶rung,
degeneratives Zervikalsyndrom ohne Wurzelreiz- oder â��ausfallssymptome und
AdipositasÂ 
zu dem Ergebnis gekommen, dass qualitative EinschrÃ¤nkungen bestÃ¼nden,
insbesondere hinsichtlich der geistigen und psychischen Belastbarkeit. Der KlÃ¤ger
sei aber in der Lage, Arbeiten im Einklang mit bestimmten EinschrÃ¤nkungen
zumindest sechs Stunden tÃ¤glich zu verrichten. Der KlÃ¤ger kÃ¶nne wÃ¤hrend der
festgestellten Zeitdauer in qualitativer Hinsicht noch rÃ¼ckengerechte, leichte
TÃ¤tigkeiten verrichten. Der KlÃ¤ger sei in der Lage, Arbeiten mit einfachen
AnsprÃ¼chen an die geistige und psychische Belastbarkeit, die Umstellungs- und
AnpassungsfÃ¤higkeit sowie geistige FlexibilitÃ¤t zu verrichten, die idealerweise gut
strukturiert und Ã¼berwacht sein sollten. Arbeiten im Schicht- oder Nachtdienst
sowie unter Akkordbedingungen seien nicht mÃ¶glich. Der KlÃ¤ger sei nicht in der
Lage, kÃ¶rperlich schwerere TÃ¤tigkeiten mit Heben und Tragen schwerer
GegenstÃ¤nde sowie hÃ¤ufigen Ã�berkopfarbeiten zu verrichten. Zudem seien
Arbeiten in Zwangshaltungen nicht leidensgerecht. Die dem (Rest-)
LeistungsvermÃ¶gen entsprechenden TÃ¤tigkeiten kÃ¶nnten noch unter den in der
Regel in den Betrieben Ã¼blichen Arbeitsbedingungen verrichtet werden. Weitere
sogenannte betriebsunÃ¼bliche EinsatzbeschrÃ¤nkungen, z. B. zusÃ¤tzliche
betriebsunÃ¼bliche Pausen, seien nicht vonnÃ¶ten. Bei der Begutachtung hÃ¤tten
sich an der FÃ¤higkeit des KlÃ¤gers, dass er sich an die Erfordernisse im
Erwerbsleben anzupassen bzw. sich umzustellen vermag, keine Zweifel ergeben,
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solange es sich um entsprechend adaptierte, intellektuell einfache TÃ¤tigkeiten
handele. Hinsichtlich des Weges zur ArbeitsstÃ¤tte ergÃ¤ben sich aus neurologisch-
psychiatrischer Perspektive keine EinschrÃ¤nkungen der WegefÃ¤higkeit. Der
KlÃ¤ger sei in der Lage, mehr als 500 Meter viermal tÃ¤glich in einer Zeit von
jeweils weniger als zwanzig Minuten zurÃ¼ckzulegen. Er sei auch in der Lage,
Ã¶ffentliche Verkehrsmittel zu benutzen und ein Kraftfahrzeug zu fÃ¼hren. Das
festgestellte LeistungsvermÃ¶gen bestehe ab Antragstellung am 9. Juli 2015.Â 

Der KlÃ¤ger hat daraufhin ein â��PlausibilitÃ¤tsgutachtenâ�� des Facharztes fÃ¼r
Psychiatrie und Psychotherapie Prof. Dr. J. vom 2. Mai 2019 vorgelegt, der zu dem
Ergebnis gekommen ist, dass unter BerÃ¼cksichtigung der AusfÃ¼hrungen des Dr.
H. und der Berichte des Dr. D. auch ein in zeitlicher Hinsicht eingeschrÃ¤nktes
LeistungsvermÃ¶gen bestehe, so dass der KlÃ¤ger nur noch in der Lage sei,
leidensgerechte TÃ¤tigkeiten von drei bis unter sechs Stunden tÃ¤glich zu
verrichten.

Dr. H. ist wiederum in einer angerforderten ergÃ¤nzenden Stellungnahme vom 3.
September 2019 bei seiner EinschÃ¤tzung des LeistungsvermÃ¶gens geblieben.

Zum weiteren Sach- und Streitstand wird im Ã�brigen auf die Gerichtsakte und die
Verwaltungsakte verwiesen, die Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung
gewesen sind.

EntscheidungsgrÃ¼nde

Die statthafte Berufung (Â§Â§ 143, 144 Abs. 1 SGG) des KlÃ¤gers ist zulÃ¤ssig,
insbesondere form- und fristgerecht eingelegt (Â§ 151 Abs. 1 SGG).Â 

Die Berufung hat aber in der Sache keinen Erfolg.

Das Urteil des Sozialgerichts Darmstadt vom 27. April 2018 war nicht aufzuheben,
da der Bescheid vom 4. Januar 2016 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides
vom 26. Juli 2016 rechtmÃ¤Ã�ig ist und den KlÃ¤ger nicht in seinen Rechten
verletzt, Â§ 54 Abs.1 Satz 2 SGG. Der KlÃ¤ger hat keinen Anspruch auf die
GewÃ¤hrung einer Rente wegen Erwerbsminderung.

GemÃ¤Ã� Â§ 43 Abs. 1 und 2 Satz 1 SGB VI haben Versicherte bis zum Erreichen
der Regelaltersgrenze Anspruch auf Rente wegen teilweiser bzw. voller
Erwerbsminderung, wenn sie
1.Â Â  Â teilweise bzw. voll erwerbsgemindert sind,
2.Â Â  Â in den letzten fÃ¼nf Jahren vor Eintritt der Erwerbsminderung drei Jahre
PflichtbeitrÃ¤ge fÃ¼r eine versicherte BeschÃ¤ftigung oder TÃ¤tigkeit haben und
3.Â Â  Â vor Eintritt der Erwerbsminderung die allgemeine Wartezeit erfÃ¼llt haben.

Teilweise erwerbsgemindert sind gemÃ¤Ã� Â§ 43 Abs. 1 Satz 2 SGB VI Versicherte,
die wegen Krankheit oder Behinderung auf nicht absehbare Zeit auÃ�erstande sind,
unter den Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens
sechs Stunden tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig zu sein. Voll erwerbsgemindert sind gemÃ¤Ã�
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Â§ 43 Abs. 2 Satz 2 SGB VI demgegenÃ¼ber Versicherte, die wegen Krankheit oder
Behinderung auf nicht absehbare Zeit auÃ�erstande sind, unter den Ã¼blichen
Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens drei Stunden
erwerbstÃ¤tig zu sein. Voll erwerbsgemindert sind gemÃ¤Ã� Â§ 43 Abs. 2 Satz 3
SGB VI auch
1.Â Â  Â Versicherte nach Â§ 1 Satz 1 Nr. 2 SGB VI, die wegen Art oder Schwere der
Behinderung nicht auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt tÃ¤tig sein kÃ¶nnen und
2.Â Â  Â Versicherte, die bereits vor ErfÃ¼llung der allgemeinen Wartezeit voll
erwerbsgemindert waren, in der Zeit einer nicht erfolgreichen Eingliederung in den
allgemeinen Arbeitsmarkt.

Erwerbsgemindert ist der Vorschrift des Â§ 43 Abs. 3 SGB VI zufolge nicht, wer unter
den Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens sechs
Stunden tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig sein kann; dabei ist die jeweilige Arbeitsmarktlage
nicht zu berÃ¼cksichtigen.

Der fÃ¼r den Nachweis der sog. Vorversicherungszeit im Sinne des Â§ 43 Abs. 1
und 2 Satz 1 Nr. 2 SGB VI maÃ�gebliche FÃ¼nf-Jahres-Zeitraum verlÃ¤ngert sich
gemÃ¤Ã� Â§ 43 Abs. 4 und Â§ 241 Abs. 1 SGB VI um die im Gesetz im Einzelnen
aufgefÃ¼hrten sog. Aufschubzeiten (insbesondere Anrechnungs- und Ersatzzeiten).
GemÃ¤Ã� Â§ 43 Abs. 5 SGB VI ist eine Pflichtbeitragszeit von drei Jahren dann nicht
erforderlich, wenn die Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit aufgrund eines Tatbestands
eingetreten ist, durch den die allgemeine Wartezeit der Vorschrift des Â§ 53 SGB VI
zufolge (z. B. wegen eines Arbeitsunfalls) vorzeitig erfÃ¼llt ist. Nach der
Sonderregelung des Â§ 241 Abs. 2 Satz 1 SGB VI sind Pflichtbeitragszeiten vor
Eintritt der Erwerbsminderung oder BerufsunfÃ¤higkeit auÃ�erdem nicht
erforderlich fÃ¼r Versicherte, die vor dem 1. Januar 1984 die allgemeine Wartezeit
erfÃ¼llt haben, wenn jeder Kalendermonat vom 1. Januar 1984 bis zum
Kalendermonat vor Eintritt der Erwerbsminderung oder BerufsunfÃ¤higkeit mit den
im Gesetz im Einzelnen aufgefÃ¼hrten sog. Anwartschaftserhaltungszeiten
(insbesondere Beitragszeiten, beitragsfreien Zeiten, BerÃ¼cksichtigungszeiten oder
Rentenbezugszeiten) belegt ist oder wenn die Erwerbsminderung oder
BerufsunfÃ¤higkeit vor dem 1. Januar 1984 eingetreten ist. FÃ¼r Kalendermonate,
fÃ¼r die eine Beitragszahlung noch zulÃ¤ssig ist, bedarf es gemÃ¤Ã� Â§ 241 Abs. 2
Satz 2 SGB VI keiner Belegung mit Anwartschaftserhaltungszeiten.

Die fÃ¼r eine Rente wegen Erwerbsminderung erforderliche allgemeine Wartezeit
im Sinne des Â§ 43 Abs. 1 und 2 Nr. 3 SGB VI ist gemÃ¤Ã� Â§ 50 Abs. 1 SGB VI
erfÃ¼llt, wenn vor Eintritt der Erwerbsminderung eine Versicherungszeit von fÃ¼nf
Jahren zurÃ¼ckgelegt ist.

Ausgehend von diesen GrundsÃ¤tzen hat der KlÃ¤ger keinen Anspruch auf Rente
wegen Erwerbsminderung, weil seine ErwerbsfÃ¤higkeit nicht in
rentenberechtigendem AusmaÃ� herabgemindert ist. Nach den vom Senat
getroffenen Feststellungen sind dem KlÃ¤ger leichte kÃ¶rperliche Arbeiten von
sechs Stunden tÃ¤glich mit qualitativen EinschrÃ¤nkungen unter den Ã¼blichen
Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes zumutbar. Zur Ã�berzeugung des
Senats ist der Eintritt eines Leistungsfalles der Erwerbsminderung bei dem KlÃ¤ger
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nicht nachgewiesen.

Die FÃ¤higkeit des KlÃ¤gers, durch erlaubte ErwerbstÃ¤tigkeit ein Arbeitsentgelt in
nicht ganz unerheblichem Umfang zu erzielen (ErwerbsfÃ¤higkeit), ist durch
verschiedene GesundheitsstÃ¶rungen beeintrÃ¤chtigt. Unter BerÃ¼cksichtigung
der festgestellten Leiden auf orthopÃ¤dischem und psychiatrischem Gebiet steht
zur Ã�berzeugung des Senats fest, dass das quantitative LeistungsvermÃ¶gen des
KlÃ¤gers jedoch nicht gemindert ist. Diese Beurteilung des LeistungsvermÃ¶gens
ergibt sich unter BerÃ¼cksichtigung aller EinzelumstÃ¤nde aus einer Gesamtschau
der Ã¼ber den Gesundheitszustand des KlÃ¤gers vorliegenden Ã¤rztlichen
Stellungnahmen und medizinischen Gutachten im Sinne einer
LÃ¤ngsschnittbetrachtung. So stÃ¼tzt der Senat seine Auffassung zum
LeistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers auf die fachpsychiatrische Begutachtung im
Berufungsverfahren durch Dr. H., aber auch auf das im Klageverfahren eingeholte
Gutachten des Dr. G.

Der SachverstÃ¤ndige Dr. H. fÃ¼hrte aus, dass der KlÃ¤ger unter Schmerzen im
Bereich beider HÃ¼ftgelenke, der Hals- und Nackenregion mit Ausstrahlung in die
oberen ExtremitÃ¤ten, Schulterschmerzen, Schwindel und Kopfschmerzen sowie
situativ auftretenden Ã�ngsten und Unsicherheit beim Autofahren,
Stimmungsschwankungen, Zukunfts- und Existenzsorgen und depressiven
Verstimmungen leide. Aktenkundig sei anlÃ¤sslich einer neurologisch-
psychiatrischen Vorstellung im Juli 1979 bei dem damals vierzehnjÃ¤hrigen KlÃ¤ger
der Verdacht auf intellektuelle Minderbegabung geÃ¤uÃ�ert worden. Von Seiten des
behandelnden Nervenarztes, der den KlÃ¤ger niedrigfrequent betreue, werde diese
im Zusammenhang mit einer FrÃ¼hgeburt im siebten Monat in Verbindung
gebracht und ein 1987 bestimmter IQ von unter 90 erwÃ¤hnt. Eine Untersuchung
des SchÃ¤dels habe, abgesehen von einer das altersentsprechende MaÃ�
Ã¼berschreitenden Atrophie mit Erweiterung vor allem der inneren LiquorrÃ¤ume,
keine weiteren pathologischen Ergebnisse erbracht. Die MRT-Bilder habe der
SachverstÃ¤ndige einsehen kÃ¶nnen. Die in der MRT beschriebene Atrophie
korrespondiere mit der in der hiesigen klinischen Untersuchung imponierenden
leichten Intelligenzminderung sowie den diesbezÃ¼glichen aktenkundigen
EinschÃ¤tzungen. Eine regelmÃ¤Ã�ige psychiatrische oder psychotherapeutische
Behandlung sei weder in den letzten Jahren noch aktuell durchgefÃ¼hrt worden,
eine antidepressiv-medikamentÃ¶se oder anxiolytische Behandlung finde nicht
statt. Im aktuellen psychiatrischen Untersuchungsbefund anlÃ¤sslich der
Begutachtung prÃ¤sentiere sich ein freundlicher, offener und kooperativer, im
klinischen Gesamteindruck einfach strukturierter KlÃ¤ger, der ohne Zeichen
wesentlicher mnestischer oder konzentrativer Defizite Ã¼ber seinen Werdegang
und seine Beschwerden berichte. Die Stimmung sei situationsadÃ¤quat
unauffÃ¤llig, die affektive ModulationsfÃ¤higkeit nicht beeintrÃ¤chtigt. Es bestehe
eine leichte GrÃ¼belneigung sowie ein auf die unsichere Zukunftsperspektive und
die finanziellen Sorgen eingeengtes Denken. Der Antrieb sei normal, psycho-
motorisch sei der KlÃ¤ger ruhig. Klinische Zeichen einer schwerergradigen
DepressivitÃ¤t, wie eine vitale Antriebs-, Freud- oder lnteressenreduktion, oder eine
namhafte StÃ¶rung der vegetativen Funktionen bzw. zirkadianen Rhythmik seien
nicht festzustellen. Beschrieben wÃ¼rden situative, eher diffus geschilderte
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Ã�ngste, die nicht den Charakter von Panikattacken oder spezifischen Ã�ngsten
hÃ¤tten. Die geschilderten Beschwerden imponierten eher als Ausdruck einer
Ã�berforderung bei intellektuell anspruchsvolleren TÃ¤tigkeiten, insbesondere mit
erhÃ¶hten AnsprÃ¼chen an die KonzentrationsfÃ¤higkeit und psychische
Belastbarkeit. Aus psychiatrischer Sicht sei demnach die Diagnose einer
AnpassungsstÃ¶rung mit lÃ¤ngerer leichter depressiv-Ã¤ngstlicher Reaktion im
Kontext der schwierigen psychosozialen und finanziellen VerhÃ¤ltnisse sowie der
kÃ¶rperlichen Grunderkrankungen zu stellen. Die diagnostischen Kriterien einer
eigenstÃ¤ndigen Angst- oder Zwangserkrankung, einer PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung
oder einer StÃ¶rung aus dem psychotischen Formenkreis seien nicht erfÃ¼llt. Bei
ausfÃ¼hrlicher Exploration der GestaltungsfÃ¤higkeit des Alltages sei festzustellen,
dass es dem KlÃ¤ger, zumindest wenn es ihm gelinge, intellektuell anspruchsvollere
TÃ¤tigkeiten zu vermeiden, durchaus mÃ¶glich sei, den Alltag seinen
BedÃ¼rfnissen entsprechend zu gestalten. So sei er in der Lage, sich um den
Haushalt und die Versorgung der Mutter zu kÃ¼mmern, auf kurzen Strecken ein
Kraftfahrzeug zu fÃ¼hren und auch regelmÃ¤Ã�ig in einem Ehrenamt tÃ¤tig zu
sein. An dieser Stelle sei auch zu erwÃ¤hnen, dass es dem KlÃ¤ger immerhin in der
Vergangenheit gelungen sei, Ã¼ber viele Jahre einer regelmÃ¤Ã�igen, intellektuell
einfachen TÃ¤tigkeit nachzugehen, beispielsweise Ã¼ber zehn Jahre in einer
KleiderbÃ¼gelfabrik und spÃ¤ter als Hausmeistergehilfe. Es fÃ¤nden sich keine
Hinweise, die dafÃ¼r sprÃ¤chen, dass vergleichbare TÃ¤tigkeiten nicht auch aktuell
mÃ¶glich wÃ¤ren, zumal es klinisch und aktenkundig keine Hinweise dafÃ¼r gebe,
dass sich eine andere zerebrale StÃ¶rung in der Zwischenzeit ereignet hÃ¤tte, die
eine Verschlechterung der intellektuellen Funktionen begrÃ¼nden kÃ¶nnte.
Angesichts des psychopathologischen Befundes, der Angaben zur Alltagsgestaltung
und der Verhaltensbeobachtung sei eine qualitative Aspekte Ã¼berschreitende
Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit nicht festzustellen. Der KlÃ¤ger sei nach wie vor
als in der Lage anzusehen, zumindest Arbeiten mit einfachen AnsprÃ¼chen an die
geistige und psychische Belastbarkeit sechs Stunden und mehr pro Tag zu
verrichten. Arbeiten mit erhÃ¶hten Anforderungen an die geistige und psychische
Belastbarkeit, die Umstellungs- und AnpassungsfÃ¤higkeit sollten vermieden
werden, ebenso Arbeiten im Schicht- und Nachtdienst bzw. unter
Akkordbedingungen. Der neurologische Untersuchungsbefund sei abgesehen von
der Adipositas mit einem BMI von 36,5 kg/m2 unauffÃ¤llig. Die Untersuchung der
Hirnnerven, der Koordination, der Stand- und Gangversuche sowie der SensibilitÃ¤t
sei unauffÃ¤llig, der Reflexstatus normal. Unter BerÃ¼cksichtigung der
anamnestischen Angaben sowie der Vorbefunde sei auf neurologischem Fachgebiet
die Diagnose eines degenerativen Zervikalsyndroms ohne Wurzelreiz- oder
-ausfallsymptome zu stellen, diesbezÃ¼glich bestÃ¼nden lediglich qualitative
LeistungseinschrÃ¤nkungen dergestalt, dass kÃ¶rperlich schwere TÃ¤tigkeiten mit
Heben und Tragen schwerer GegenstÃ¤nde nicht mehr mÃ¶glich seien. Der KlÃ¤ger
sei nicht in der Lage, hÃ¤ufige Ã�berkopfarbeiten zu verrichten. Zudem seien
Arbeiten in Zwangshaltungen nicht leidensgerecht. Die dem
RestleistungsvermÃ¶gen entsprechenden TÃ¤tigkeiten kÃ¶nnten aus Ã¤rztlicher
Sicht noch unter den in der Regel in den Betrieben Ã¼blichen Arbeitsbedingungen
verrichtet werden. Weitere sogenannte betriebsunÃ¼bliche
EinsatzbeschrÃ¤nkungen, z. B. zusÃ¤tzliche betriebsunÃ¼bliche Pausen, seien nicht
vonnÃ¶ten. Bei der Begutachtung hÃ¤tten sich an der FÃ¤higkeit des KlÃ¤gers
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keine Zweifel ergeben, dass er sich an die Erfordernisse im Erwerbsleben
anzupassen bzw. sich umzustellen vermag. Hinsichtlich des Weges zur
ArbeitsstÃ¤tte ergÃ¤ben sich aus neurologisch-psychiatrischer Perspektive keine
EinschrÃ¤nkungen der WegefÃ¤higkeit. Der KlÃ¤ger sei in der Lage, mehr als 500
Meter viermal tÃ¤glich in einer Zeit von jeweils weniger als zwanzig Minuten
zurÃ¼ckzulegen. Er sei auch in der Lage, Ã¶ffentliche Verkehrsmittel zu benutzen
und ein Kraftfahrzeug zu fÃ¼hren. Das festgestellte LeistungsvermÃ¶gen bestehe
ab Antragstellung am 9. Juli 2015. Es fÃ¤nden sich keine Hinweise, die dafÃ¼r
sprÃ¤chen, dass sich seither wesentliche Ã�nderungen des Gesundheitszustands
eingestellt hÃ¤tten. Der EinschÃ¤tzung des vorausgehenden nervenÃ¤rztlichen
Gutachtens des Dr. G. vom Februar 2018 schlieÃ�e er sich an, der Beurteilung des
behandelnden Nervenarztes kÃ¶nne er nicht folgen, da eine derart ausgeprÃ¤gte
Ã¼berdauernde psychiatrische oder neurologische StÃ¶rung nicht festzustellen sei.

Der Senat schlieÃ�t sich dieser Bewertung des SachverstÃ¤ndigen Dr. H. aus
eigener Ã�berzeugung an, denn sie wird widerspruchsfrei aus seiner Untersuchung
des KlÃ¤gers hergeleitet und begrÃ¼ndet. Sie stimmt zudem mit den Vorgutachten
des Dr. G. und des Dr. E. Ã¼berein.

Etwas anderes ergibt sich auch nicht aus dem PlausibilitÃ¤tsgutachten des
Facharztes fÃ¼r Psychiatrie und Psychotherapie Prof. Dr. J. vom 2. Mai 2019. Dieser
fÃ¼hrt aus, dass die Angaben des langjÃ¤hrig behandelnden Psychiaters Dr. D.
nahelegen wÃ¼rden, dass psychische Beschwerden (DepressivitÃ¤t, Ã�ngste)
bereits langjÃ¤hrig vorlÃ¤gen, was vor dem Hintergrund der bestehenden leichten
Intelligenzminderung auch nachvollziehbar sei. Leichte Intelligenzminderungen
gingen hÃ¤ufig mit langjÃ¤hrig, hÃ¤ufig lebenslang bestehenden psychischen
Beschwerden einher. Im speziellen Fall des KlÃ¤gers sei es bei isolierter
Betrachtung der einzelnen psychischen StÃ¶rungen (Intelligenzminderung, leichtere
depressive beziehungsweise Angstsymptomatik) nachvollziehbar, dass sich hieraus
fÃ¼r den SachverstÃ¤ndigen Dr. H. keine quantitative EinschrÃ¤nkung der
ErwerbsfÃ¤higkeit ergeben habe. Andererseits wÃ¤re es aber im Falle des KlÃ¤gers
erforderlich gewesen, eine integrierte Betrachtung vorzunehmen. Konkret sei damit
gemeint, dass leichtere psychische Beschwerden (DepressivitÃ¤t, Ã�ngste) durch
eine intelligenzgeminderte Person in aller Regel bei zumutbarer Willensanstrengung
schlechter kompensierbar seien, als dies bei einer Person ohne eine entsprechende
Intelligenzminderung der Fall sei. Vor diesem Hintergrund erscheine auch die
EinschÃ¤tzung des langjÃ¤hrig behandelnden Nervenarztes Dr. D. plausibel, dass
im Falle des KlÃ¤gers nicht zu erwarten sei, dass er zukÃ¼nftig wieder dazu in der
Lage sein werde, vollumfÃ¤nglich einer ErwerbstÃ¤tigkeit nachzugehen. Plausibel
sei diese EinschÃ¤tzung auch vor dem Hintergrund der bisherigen Erwerbsbiografie.
Entsprechend erscheine es realistischer, von einem verminderten quantitativen
LeistungsvermÃ¶gen (drei bis sechs Stunden) auszugehen, wobei bezÃ¼glich der
von Dr. H. festgestellten qualitativen EinschrÃ¤nkungen der ErwerbsfÃ¤higkeit
Ã�bereinstimmung bestehe.

Der Senat vermag sich dieser EinschÃ¤tzung nicht anzuschlieÃ�en, da Prof. Dr. J.
fÃ¼r seine sozialmedizinische Bewertung keine plausible BegrÃ¼ndung aufzeigt,
die an konkrete leistungseinschrÃ¤nkende Defizite des KlÃ¤gers anknÃ¼pft. Er geht
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vielmehr pauschal davon aus, dass sich die bei dem KlÃ¤ger bestehenden leichten
psychischen Leiden wegen seiner Intelligenzminderung schwerwiegender als
erwartbar auswirken wÃ¼rden. Konkrete AnknÃ¼pfungstatsachen benennt er
dafÃ¼r aber nicht. Der Senat schlieÃ�t sich daher den AusfÃ¼hrungen des Dr. H. in
seiner ergÃ¤nzenden Stellungnahme vom 3. September 2019 an. Er fÃ¼hrt aus,
dass Prof. Dr. J. zwar die AnpassungsstÃ¶rung als nicht hinreichend begrÃ¼ndet
ansehe, er jedoch nicht darlege, welche andere Diagnose aus dem unzweifelhaft
vorliegenden effektiven Diagnosespektrum er fÃ¼r angemessen erachten wÃ¼rde.
Das Vorliegen einer leichten Depression widerspreche seiner Ansicht nach nicht der
Diagnose einer AnpassungsstÃ¶rung, die durchaus mehrfach im Leben jeweils im
Zusammenhang mit belastenderen Lebensereignissen bzw. Situationen auftreten
kÃ¶nne. Die Diagnose einer leichten DepressivitÃ¤t werde auch von Prof. Dr. J. nicht
in Frage gestellt. Nach den AusfÃ¼hrungen von Prof. Dr. J. wÃ¼rde es sich allenfalls
um eine Dysthymie handeln, also eine chronische leichte depressive StÃ¶rung, die
ebenfalls nicht geeignet sei, eine qualitative Aspekte Ã¼berschreitende Minderung
der ErwerbsfÃ¤higkeit zu begrÃ¼nden. Die von Prof. Dr. J. geforderte integrierende
Betrachtung unter Einschluss der leichten Intelligenzminderung des KlÃ¤gers sei
erfolgt und in die in seinem Gutachten formulierte sozialmedizinische
Leistungsbeurteilung eingemÃ¼ndet. Dies ergibt sich auch fÃ¼r den Senat
nachvollziehbar aus dem Gutachten des Dr. H., der alle Leiden des KlÃ¤gers
gewÃ¼rdigt hat, nachdem er ihn â�� im Gegensatz zu Prof. Dr. J. â�� auch
persÃ¶nlich untersucht hatte.

Ein Nachweis des Eintritts des Leistungsfalles ergibt sich auch nicht aus dem
Ã¼brigen Berichtswesen. Dr. C. beschreibt in seinem Befundbericht vom 15. Januar
2017, dass der KlÃ¤ger psychisch nicht so belastbar sei. Er reagiere leicht mit
Ã�ngsten und Blutdrucksteigerung. Dr. C. schildert FunktionseinschrÃ¤nkungen im
qualitativen Leistungsbild; der KlÃ¤ger kÃ¶nne nicht schwer heben und nicht fest
greifen, lÃ¤ngeres Stehen oder Sitzen schmerzten, es bestÃ¼nden
KonzentrationsstÃ¶rungen. Dr. D. berichtet in seinem Befundbericht vom 30. April
2017, dass die letzte Behandlung im September 2015 erfolgt sei. Therapeutische
MaÃ�nahmen auf seinem Fachgebiet seien nicht erfolgt; mangels Kontakt kÃ¶nne
er sich zu der FÃ¤higkeit der Organisation der LebensfÃ¼hrung nicht Ã¤uÃ�ern. Der
OrthopÃ¤de Dr. F. gibt in seinem Befundbericht vom Dezember 2016 an, dass bei
Erstvorstellung des KlÃ¤gers im Februar 2015 leichte BewegungseinschrÃ¤nkungen
der HalswirbelsÃ¤ule bestanden hÃ¤tten. Bei Wiedervorstellung am 22. April 2016
hÃ¤tten keine HWS-Blockierungen vorgelegen, sondern lediglich leichte
Verspannungen der halswirbelsÃ¤ulenstabilisierenden Muskulatur. Aufgrund der von
ihm diagnostizierten Erkrankungen wÃ¼rden keine FunktionseinschrÃ¤nkungen
vorliegen. Dr. D. gibt sodann in seinem Bericht vom 27. Juli 2018 an, dass
zwischenzeitlich VerÃ¤nderungen in den Beschwerden dergestalt eingetreten seien,
dass sich die kÃ¶rperlichen Schmerzen und BeeintrÃ¤chtigungen so erheblich
verschlechtert hÃ¤tten, dass eine Arbeit als Fabrikarbeiter mit Heben von schweren
Gewichten bis 25kg und stÃ¤ndigem Wechsel der KÃ¶rperhaltung nicht mehr
mÃ¶glich sei. Eine Schmerzdistanzierung sei dem KlÃ¤ger aus physischen und
psychischen GrÃ¼nden nicht mÃ¶glich. Er sei nicht lernfÃ¤hig,
konzentrationsschwach, antriebsarm, depressiv verstimmt, bei Ein- und
DurchschlafstÃ¶rungen nicht ausreichend erholungsfÃ¤hig und er sei vor allem
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nicht in der Lage von seinen Beschwerden und Ã�ngsten, besonders von den
ZukunftsÃ¤ngsten und den Sorgen um die herzkranke Mutter, Abstand zu nehmen.
Eine RÃ¼ckkehr auf den allgemeinen Arbeitsmarkt sei aus nervenÃ¤rztlicher Sicht
nicht mehr vorstellbar. Der KlÃ¤ger sei ein behinderter Mensch, der einfach
vorzeitig in den Ruhestand gehen mÃ¼sse. In einem aktuellen Befundbericht des
Dr. F. aus dem Jahr 2018 werden erneut ein funktionelles HWS-Syndrom und eine
mÃ¤Ã�ige Coxarthrose beidseits bestÃ¤tigt. In dem Befundbericht des Dr. C. vom
15. September 2018 wird mitgeteilt, dass die Blutdruckwerte bei Kontrollen und
medikamentÃ¶ser Behandlung im oberen Normbereich lÃ¤gen.Â 

Auch aus den in diesen Berichten benannten weiteren Leiden ergibt sich kein in
zeitlicher Hinsicht eingeschrÃ¤nktes LeistungsvermÃ¶gen. Soweit der KlÃ¤ger an
einem Bluthochdruck und geringgradigen orthopÃ¤dischen Erkrankungen leidet,
kommen diesen Leiden nur qualitative EinschrÃ¤nkungen des LeistungsvermÃ¶gens
zu. Eine Minderung des quantitativen LeistungsvermÃ¶gens vermÃ¶gen die
dokumentierten internistischen und orthopÃ¤dischen Leiden nicht zu begrÃ¼nden.
Hinsichtlich der psychischen Leiden verbleibt es nach Ansicht des Senats bei den
Feststellungen der Gutachter Dr. H. und Dr. G. Die Stellungnahmen des Dr. D. sind
nicht objektiv, sondern schon aufgrund der Sprachwahl erkennbar subjektiv durch
das langjÃ¤hrige Arzt-Patienten-VerhÃ¤ltnis geprÃ¤gt. Sehr deutlich klingt ein
erhebliches Mitleid mit dem KlÃ¤ger durch und es zeigt sich ein appellativer
Charakter dergestalt, dass der KlÃ¤ger vorzeitig in Rente gehen kÃ¶nnen mÃ¼sse.
TatsÃ¤chlich wird dies aber vor allem damit begrÃ¼ndet, dass sich der KlÃ¤ger
stets bodenstÃ¤ndig um Arbeit bemÃ¼ht habe und nunmehr seit Jahren
ehrenamtlich im DorfverschÃ¶nerungsverein mitarbeite und seine Mutter pflege.
Weshalb der KlÃ¤ger aber eine leidensgerechte TÃ¤tigkeit nicht verrichten kÃ¶nnte,
ergibt sich aus den Berichten nicht. Dr. D. stellt auf die Erwerbsbiographie des
KlÃ¤gers und die fehlende Vermittelbarkeit auf dem Arbeitsmarkt ab, indes sind
dies nicht die rechtlich relevanten MaÃ�stÃ¤be fÃ¼r die BegrÃ¼ndung einer
Erwerbsminderung im rentenrechtlichen Sinn.

FÃ¼r den Senat sind Anhaltspunkte dahingehend, dass die Gutachten der
SachverstÃ¤ndigen Dr. H. und Dr. G. entscheidungserhebliche schwere MÃ¤ngel
aufweisen, in sich widersprÃ¼chlich sind, von unzulÃ¤ssigen Voraussetzungen
ausgehen oder Zweifel an der Sachkunde oder Sachdienlichkeit des Gutachtens
erwecken, nicht erkennbar. DarÃ¼ber hinaus sind Anhaltspunkte fÃ¼r das
Vorliegen weiterer, in den vorliegenden Gutachten oder im sonstigen medizinischen
Berichtswesen bislang nicht berÃ¼cksichtigter GesundheitsbeeintrÃ¤chtigungen
mit ernsthaft ins Gewicht fallendem erwerbsmindernden Dauereinfluss, aufgrund
derer eine andere Sicht der Dinge geboten erscheinen kÃ¶nnte, nicht ersichtlich.
Der Senat hÃ¤lt deshalb das LeistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers mit den von
medizinischer Seite insgesamt getroffenen Feststellungen fÃ¼r ausreichend
aufgeklÃ¤rt und weitere Begutachtungen von Amts wegen fÃ¼r nicht geboten.
Danach steht zur Ã�berzeugung des Senats fest, dass der KlÃ¤ger noch in der Lage
ist, regelmÃ¤Ã�ig mindestens sechs Stunden tÃ¤glich an fÃ¼nf Tagen in der Woche
leichte Arbeiten mit den genannten qualitativen EinschrÃ¤nkungen zu verrichten.Â 

In Anbetracht des ausgefÃ¼hrten RestleistungsvermÃ¶gens kann der KlÃ¤ger auch
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im Ã�brigen nicht damit gehÃ¶rt werden, dass seine ResterwerbsfÃ¤higkeit im
Arbeitsleben wegen der VerhÃ¤ltnisse auf dem Arbeitsmarkt praktisch nicht mehr
verwertbar ist. Denn es gibt zur Ã�berzeugung des Senats auf dem fÃ¼r den
KlÃ¤ger in Betracht kommenden Arbeitsmarkt noch eine nennenswerte Zahl von
TÃ¤tigkeiten, die er trotz seines eingeschrÃ¤nkten LeistungsvermÃ¶gens ausÃ¼ben
kann. Unter BerÃ¼cksichtigung des festgestellten LeistungsvermÃ¶gens liegen bei
dem KlÃ¤ger insbesondere auch keine ins Gewicht fallenden besonderen
UmstÃ¤nde vor, welche die AusÃ¼bung einer leichten kÃ¶rperlichen TÃ¤tigkeit in
ungewÃ¶hnlicher Weise erschweren. Insoweit bedarf es im Rahmen der â��
bezÃ¼glich des hier streitigen Anspruchs auf Rente wegen Erwerbsminderung allein
maÃ�geblichen â�� Frage nach dem Bestehen realer ErwerbsmÃ¶glichkeiten auf
dem allgemeinen Arbeitsfeld einer besonders eingehenden PrÃ¼fung lediglich
dann, wenn eine Summierung ungewÃ¶hnlicher LeistungseinschrÃ¤nkungen oder
eine spezifische Leistungsbehinderung festgestellt ist (vgl. BSG, Urteil vom 1. MÃ¤rz
1984, 4 RJ 43/83, SozR 2200 Â§ 1246 Nr. 117 mit Hinweis auf BSG, Urteil vom 30.
November 1982, 4 RJ 1/82, SozR 2200 Â§ 1246 Nr. 104) oder wenn der
Rentenbewerber wegen eines besonders gearteten Berufslebens deutlich aus dem
Kreis vergleichbarer Versicherter heraus fÃ¤llt (vgl. BSG, Urteile vom 27. April 1982,
1 RJ 132/80, SozR 2200 Â§ 1246 Nr. 90; vom 18. Februar 1981, 1 RJ 124/79, SozR
2200 Â§ 1246 Nr. 75). Derart gravierende EinschrÃ¤nkungen liegen bei dem
KlÃ¤ger nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme nicht vor.

Ob im Ã�brigen die in Betracht kommenden ArbeitsplÃ¤tze frei sind oder besetzt, ist
fÃ¼r die Entscheidung unerheblich, denn die ErwerbsfÃ¤higkeit eines Versicherten,
der wie der KlÃ¤ger noch zumindest sechs Stunden pro Arbeitstag einsatzfÃ¤hig ist,
hÃ¤ngt nicht davon ab, ob das Vorhandensein von fÃ¼r ihn offenen ArbeitsplÃ¤tzen
fÃ¼r die in Betracht kommenden ErwerbstÃ¤tigkeiten konkret festgestellt werden
kann oder nicht. Der im Sinne der sog. konkreten Betrachtungsweise auf die
tatsÃ¤chliche Verwertbarkeit der ResterwerbsfÃ¤higkeit abstellende Beschluss des
GroÃ�en Senats des Bundessozialgerichts (BSG, Beschluss vom 10. Dezember 1976,
GS 2/75, GS 3/75, GS 4/75 u. GS 3/76, BSGE 43, 75-86) kann bei diesem
Personenkreis grundsÃ¤tzlich nicht herangezogen werden. Das hat der Gesetzgeber
in Â§ 43 Abs. 3 SGB VI nochmals ausdrÃ¼cklich mit dem Hinweis darauf klargestellt,
dass nicht erwerbsgemindert ist, wer â�� ungeachtet der jeweiligen
Arbeitsmarktlage â�� unter den Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen
Arbeitsmarktes noch mindestens sechs Stunden tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig sein kann.
Ausnahmen kÃ¶nnen allenfalls dann in Betracht kommen, wenn ein Versicherter
nach seinem Gesundheitszustand nicht dazu in der Lage ist, die an sich zumutbaren
Arbeiten unter den in der Regel in den Betrieben Ã¼blichen Bedingungen zu
verrichten, oder wenn er auÃ�erstande ist, ArbeitsplÃ¤tze dieser Art von seiner
Wohnung aus aufzusuchen (vgl. BSG, Urteil vom 12. Dezember 2011, B 13 R 79/11
R). Ein solcher Ausnahmefall ist vorliegend nicht gegeben. Bei dem KlÃ¤ger liegt
weder eine relevante EinschrÃ¤nkung der WegefÃ¤higkeit vor noch besteht das
Erfordernis von zusÃ¤tzlichen betriebsunÃ¼blichen Pausen.

FÃ¼r den KlÃ¤ger ergibt sich im Ã�brigen kein Anspruch auf Rente wegen
Erwerbsminderung bei BerufsunfÃ¤higkeit nach Â§ 240 SGB VI.
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https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=GS%203/76
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=BSGE%2043,%2075
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/43.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%2013%20R%2079/11%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%2013%20R%2079/11%20R
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/240.html


 

Nach Â§ 240 Abs. 1 SGB VI haben auch Versicherte Anspruch auf Rente wegen
teilweiser Erwerbsminderung bei ErfÃ¼llung der sonstigen Voraussetzungen bis
zum Erreichen der Regelaltersgrenze, die
1. vor dem 2. Januar 1961 geboren und
2. berufsunfÃ¤hig
sind.

Der im Jahre 1964 geborene KlÃ¤ger gehÃ¶rt bereits aufgrund seines
Geburtsdatums nicht zum berechtigten Personenkreis nach Â§ 240 Abs. 1 Nr. 1 SGB
VI.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Die Revision war nicht zuzulassen, weil die Voraussetzungen des Â§ 160 Abs. 2 SGG
nicht erfÃ¼llt sind.

Erstellt am: 06.01.2022

Zuletzt verändert am: 22.12.2024

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

                            14 / 14

https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/240.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/240.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/240.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/193.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/160.html
http://www.tcpdf.org

